
   
  

Stadt Wermelskirchen 

Der Bürgermeister 

 
 
Allgemeinverfügung der Stadt Wermelskirchen vom 16.03.2020 zu Betretungsverboten 
für Reiserückkehrer gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämp-
fung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) ab 
Dienstag, den 17. März 2020, zur Verhinderung der weiteren Ausbreitung von SARS-
CoV-2. 
 

Gemäß §§ 28 Absatz 1 Satz 2, 16 Abs. 1 Satz 1 IfSG wird zur Verhütung der Weiterverbreitung 

von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen folgende Allgemeinverfügung angeordnet: 

 

1. Für Reiserückkehrer aus Risikogebieten werden für den Zeitraum von 14 Tagen nach 

Aufenthalt Betretungsverbote für folgende Bereiche erlassen: 

 

a) Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen, 

Heilpädagogische Kindertageseinrichtungen, „Kinderbetreuung in besonderen Fällen“, 

Schulen und Heime, in denen überwiegend minderjährige Personen betreut werden) so-

wie betriebserlaubte Einrichtungen nach § 45 SGB VIII (stationäre Erziehungshilfe) 

 

b) Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den Kran-

kenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtungen, Tages-

kliniken 

 

c) stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe 

 

d) Berufsschulen 

 

e) Hochschulen. 

 

Zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Allgemeinverfügung gelten als internationale Risiko-

gebiete 

- Italien 

- Iran 

- In China: Provinz Hubei (inkl. Stadt Wuhan) 

- In Südkorea: Provinz Gyeongsangbuk-do (Nord-Gyeongsang) 

 



   
  

- In Frankreich: Region Grand Est (diese Region enthält Elsass, Lothringen und Cham-

pagne-Ardenne) 

- In Österreich: Bundesland Tirol 

- In Spanien: Madrid 

- In USA: Bundesstaaten Kalifornien, Washington und New York 

Besonders betroffene Gebiete in Deutschland 

- Landkreis Heinsberg (Nordrhein-Westfalen). 

Die Risikogebiete und besonders betroffene Gebiete sind tagesaktuell unter 

www.rki.de/ncov-risikogebiete abrufbar. Diese Allgemeinverfügung erfasst auch Gebiete, 

die erst künftig als Risikogebiet vom Robert Koch Institut benannt werden. 

 

2. Die zuständigen Behörden für Maßnahmen nach § 28 IfSG sind gem. § 3 der Verordnung 

zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO-IfSG) die 

Städte und Gemeinden als örtliche Ordnungsbehörde. 

 
3. Die Allgemeinverfügung gilt ab dem 16.03.2020 bis zum 19.04.2020. 

 
4. Räumlicher Geltungsbereich ist das gesamte Stadtgebiet Wermelskirchen. 

 

5. Die Anordnung zu Nummer 1 dieser Verfügung ist gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit 

§ 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. 

 
6. Die Anordnung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 
7. Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen diese Anordnungen wird hingewiesen 

(§ 75 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 IfSG). 

 

 

Begründung:  

 

Aufgrund des Erlasses des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW vom 

15.03.2020 („Erlass zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen ab dem 16.03.2020 und 

17.03.2020“) ist die Stadt Wermelskirchen als zuständige örtliche Ordnungsbehörde nach §§ 

28 IfSG, 3 ZVO-IfSG angewiesen, diese Allgemeinverfügung mit den darin enthaltenen Anord-

nungen zu erlassen. Zur Begründung verweise ich auf den vorgenannten Erlass und die darin 

enthaltenen nachfolgenden Ausführungen, die mein Entschließungs- und Auswahlermessen 

binden.  

 
 

A. Allgemein 



Seite 3 von 6 

 

Das neuartige Coronavirus SARS-Cov-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch in 

Deutschland und insbesondere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche In-

fektionen.  

 

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in den vergangenen Tagen und 

der weiterhin dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, 

weitere kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung der Ausbreitungsdynamik – 

insbesondere durch Verzögerung – zu ergreifen und Infektionsketten zu unterbrechen. 

 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z. B. mittels 

Husten, Niesen oder durch teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Per-

sonen kann es leicht zu Übertragungen von Mensch zu Mensch kommen.  

 

Zu den erforderlichen kontaktreduzierenden Maßnahmen gehört daher auch eine Be-

schränkung der Ausbreitung, die in Veranstaltungen, Einrichtungen, Begegnungsstätten 

und Angeboten besonders leicht auftreten könnte. 

 

Rechtsgrundlage für die zu treffenden Maßnahmen nach Nummern 1 bis 3 sind §§ 28 

Absatz 1 Satz 2, 16 Abs. 1 Satz 1 IfSG 

 

 

B. Im Besonderen 

 

Zu 1. 

Für Reiserückkehrer aus Risikogebieten oder von der Ausbreitung des Coronavirus SARS-

CoV-2   besonders   betroffenen   Gebieten   wird   für   den   durch   die   Inkubationszeit 

definierten  Zeitraum  von  14  Tagen  nach  Ankunft  aus  einem  der  fraglichen  Gebiete  

das Betreten der in den Buchstaben a) bis d) definierten Einrichtungen verboten. Die Maß-

nahme dient dazu, die Ausbreitung des neuen Erregers einzudämmen sowie den Schutz 

vulnerabler Personengruppen  sicherzustellen.  Darüber  hinaus  tragen  die  Maßnahmen  

für  die  erfassten medizinischen Einrichtungen auch zur Aufrechterhaltung der Versor-

gungskapazitäten bei. 

Zu  Buchstabe  a)  

Nach  den  bisherigen  Erkenntnissen  erkranken  Kinder  nicht  schwer  an COVID-19. Sie 

können aber ebenso wie Erwachsene, ohne Symptome zu zeigen, Überträger des  

Coronavirus  SARS-CoV-2  sein.  Kinder  und  Jugendliche  sind  zugleich  besonders 
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schutzbedürftig. Dabei ist die Übertragungsgefahr bei Kindern besonders hoch, weil kind-

liches Spiel  in  den  frühkindlichen  Einrichtungen  regelmäßig  einen  spontanen  engen  

körperlichen Kontakt der Kinder untereinander mit sich bringt. Das Einhalten disziplinierter 

Hygieneetiketten ist zudem abhängig vom Alter und der Möglichkeit zur Übernahme von 

(Eigen-)Verantwortung und  bedarf  daher  bei  Kindern  noch  einer  entwicklungsange-

messenen  Unterstützung  durch Erwachsene. Diese Unterstützung kann in den Einrich-

tungen mit einer Vielzahl an betreuten Kindern  seitens  der  Aufsichtspersonen  nicht  

immer  ununterbrochen  sichergestellt  werden. Vielmehr  sehen  die  Räume  in  den  

Einrichtungen  in  aller  Regel  Rückzugsmöglichkeiten  vor. Daher kann schon räumlich 

eine lückenlose Überwachung nicht immer gewährleistet werden. Damit steigt die Gefahr, 

dass sich Infektionen innerhalb der Einrichtung verbreiten und diese nach Hause in die 

Familien getragen werden. Aus diesen Gründen ist nach Abwägung aller Umstände eine 

allgemeingültige Anordnung erforderlich, um die Verbreitung der Infektion in Gemein-

schaftseinrichtungen,   in   denen   überwiegend   Minderjährige   betreut   werden,   zu 

unterbinden.  Diese  Anordnung  betrifft  die  Kindertagespflege  auch  dann,  wenn  nur  

ein  Kind betreut wird. Denn auch dann ist eine Übertragung auf weitere Kinder nicht aus-

geschlossen. 

Zu  Buchstabe  b) 

In  den stationären medizinischen Einrichtungen  werden vielfach  Personen betreut,  die  

durch  eine  Infektion  mit  dem  neuen  Erreger  in  besonders  schwerer  Weise  

gesundheitlich gefährdet wären. Zum Schutz dieser besonders vulnerablen Personengrup-

pen stellt die Beschränkung des Zugangs für Reiserückkehrern aus Risikogebieten oder 

besonders betroffenen  Gebieten  eine  geeignete  und  erforderliche  Schutzmaßnahme  

dar.  Neben  der Vermeidung von Einträgen des Erregers wird auch die medizinische Ver-

sorgung unterstützt. Die Erkrankung des betreuenden und medizinischen Personals wird 

verringert. 

Zu Buchstabe c) 

Hier gelten entsprechend die Überlegungen wie zu Buchstabe b). 

Zu   Buchstaben   d) und e) 

Viele   Studierende   sowie   Beschäftigte   in   Hochschulen   weisen   eine überdurch-

schnittliche Reisetätigkeit  auf.  Dies umfasst  insbesondere  auch  Aufenthalte  in Risiko-

oder  besonders  betroffenen  Gebieten. 

 

Risikogebiete und  besonders  betroffene Gebiete  sind  Gebiete,  in  denen  eine  fortge-

setzte  Übertragung  von  Mensch  zu  Mensch vermutet  werden  kann.  Um dies festzu-

legen, verwendet das  RKI  verschiedene  Indikatoren (u.a. Erkrankungshäufigkeit,  Dyna-

mik  der  Fallzahlen).  In den  durch  das  RKI  festgestellten Risikogebieten  und  besonders  
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betroffenen  Gebieten  besteht  eine  allgemein  wesentlich erhöhte  Infektionsgefahr,  so-

dass  Personen,  die  sich  dort  aufhielten,  als ansteckungs-verdächtig  anzusehen  sind.  

Es ist auf die  aktuelle  Einstufung  abzustellen.  Es kommt nicht darauf an, dass diese 

Einschätzung bereits zum Zeitpunkt des Aufenthalts im Sinne der Ziffer 1  in  dem  Gebiet  

vom  RKI  festgestellt  wurde.  Der Ansteckungsverdacht besteht, wenn  die Person dort 

mindestens einen 15-minütigen Kontakt zu einer anderen Person im Abstand von weniger  

als  75  cm  hatte.  Dieses Kriterium grenzt deshalb den  Aufenthalt  von  der  bloßen 

Durchreise ab. Kein Aufenthalt im Sinne der Ziffer 1 dieser Verfügung wird in der Regel bei 

einem bloßen Toilettengang, einem Tankvorgang oder einer üblichen Kaffeepause gege-

ben sein. 

 

Zu 5.  

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes nach § 28 Absatz 3 i. V. m. § 16 Absatz 8 IfSG 

sofort vollziehbar. Eine dagegen erhobene Anfechtungsklage hat keine aufschiebende 

Wirkung. 

 

Zu 6. 

Diese Verfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz Nordrhein-West-

falen (VwVfG NRW) mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt ge-

macht. 

 

Zu 7. 

Die Strafbarkeit von Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung ergibt sich aus § 75 Ab-

satz 1 Nr. 1 i. V. m. Absatz 3 IfSG. Danach wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 

mit Geldstrafe bestraft, wer einer vollziehbaren Handlung nach § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG 

zuwider handelt. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei 

dem Verwaltungsgericht Köln erheben. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Köln schrift-

lich einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu er-

klären. Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die 

elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss 

für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elekt-

ronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantworten-

den Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 Ver-

waltungsgerichtsordnung eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung 
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geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der 

Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsver-

kehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechts-

verkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBL l S. 3803). 

 

Wermelskirchen, 16. März 2020 

 

 

Rainer Bleek 

Bürgermeister 


